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Rechtssatz 

Art. 16 Abs. 1 Buchst. b der Familienzusammenführungsrichtlinie ist dahin auszulegen, dass für die 
Annahme, dass bei der Familienzusammenführung eines minderjährigen Kindes und eines als Flüchtling 
anerkannten Elternteils tatsächliche familiäre Bindungen im Sinne dieser Bestimmung bestehen, wenn 
das Kind vor der Anerkennung des zusammenführenden Elternteils als Flüchtling und vor Stellung des 
Antrags auf Familienzusammenführung volljährig geworden ist, das bloße rechtliche Eltern-Kind-
Verhältnis nicht genügt. Es ist jedoch nicht erforderlich, dass der zusammenführende Elternteil und das 
betreffende Kind im selben Haushalt zusammenleben oder unter einem Dach wohnen, damit dieses Kind 
Anspruch auf Familienzusammenführung haben kann. Gelegentliche Besuche, sofern sie möglich sind, 
und regelmäßige Kontakte jedweder Art können für die Annahme, dass diese Personen persönliche und 
emotionale Beziehungen wieder aufbauen, und als Beleg für das Bestehen tatsächlicher familiärer 
Bindungen ausreichen. Darüber hinaus kann auch nicht verlangt werden, dass sich der 
zusammenführende Elternteil und sein Kind gegenseitig finanziell unterstützen (EuGH 1.8.2022, C-
279/20 und C-355/20). 

European Case Law Identifier 

ECLI:AT:VWGH:2024:RA2021220032.L03 


